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A Allgemeine Bestimmungen 
 
 
Art. 1 Grundlage 
 
 Grundlage dieses Reglements bildet das Bundesgesetz über die Weiterbildung vom 20. Juni 

2014. Es hält in Art. 5 fest, dass der einzelne Mensch die Verantwortung für seine Weiterbil-
dung trägt. Die öffentlichen Arbeitgeber begünstigen die Weiterbildung ihrer Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. 

 
 Gemäss Art. 11 des Personalreglements des Sozialdient Unteramt wird die berufliche Wei-

terbildung gefördert. 
 
 
Art. 2 Sprachform 
 
 Alle Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten für beide Geschlechter. 
 
 
Art. 3 Geltungsbereich 
 
 Dieses Reglement gilt für die Mitarbeitenden des Sozialdienstes Unteramt. Es regelt in Ergän-

zung zum Personalreglement die Aus-, Weiter- und Zusatzausbildung. 
 
 Enthält dieser Leitfaden keine Bestimmung, finden subsidiär das kantonale Personalgesetz 

(PG, Nr. 177.10), die kantonale Personalverordnung (Nr. 177.11) sowie die kantonale Voll-
zugsverordnung zum Personalgesetz (VVO, Nr. 177.111) und die weiteren, für das Staatsper-
sonal geltenden Erlasse, Anwendung. 

 
 
 

B Kurse 
 
 
Art. 4 Definition 
 
 Als Kurse werden Weiterbildungen bezeichnet, deren Kosten den Betrag von CHF 1'500.00 

pro Mitarbeitenden und Jahr nicht übersteigen. 
 
 
Art. 5 Voraussetzung 
 
 Der Kurs muss in einem Zusammenhang mit der gegenwärtigen oder zukünftigen Aufgabe 

bzw. Funktion stehen und der beruflichen oder persönlichen Weiterentwicklung der Mitar-
beitenden dienen. 

 
 
Art. 6 Gesuchstellung und Entscheid 
 
 Kursgesuche sind vom Mitarbeitenden mit dem Formular "Antrag für einen Kurs" dem Per-

sonalverantwortlichen frühzeitig zu unterbreiten. Dieser entscheidet anhand der Vorausset-
zungen gemäss Art. 5 über die Kostenübernahme. 
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Art. 7 Kurskosten und anrechenbare Arbeitszeit 
 
 Sowohl die Kurskosten als auch die Arbeitszeit gehen in der Regel zu Lasten des Arbeitgebers. 

Es wird kein Rückforderungsvorbehalt verfügt. Als anrechenbare Arbeitszeit gelten bei Ganz-
tageskursen 8 Stunden 24 Minuten, bei halbtägigen Kursen 4 Stunden 12 Minuten. Ist gegen-
über dem normalen Arbeitsweg unter Berücksichtigung von 30 Minuten Mittagspause ein 
zusätzlicher Zeitaufwand entstanden, gilt die Mehrzeit ebenfalls als Arbeitszeit. 

 
 
Art. 8 Reise- und Verpflegungskosten 
 
 Als Reisekosten können die Kosten öffentlicher Verkehrsmittel 2. Klasse verrechnet werden. 

Für die Benützung eines Autos, Motorrades oder Fahrrades gilt § 68 VVO (Vollzugsverord-
nung zum Personalgesetz des Kantons Zürich). Ist die Verpflegung nicht im Kursgeld enthal-
ten, besteht gemäss § 69 VVO kein Anspruch auf zusätzliche Entschädigung. 

 
 
Art. 9 Abrechnung 
 
 Die Verantwortung für die Abrechnung der Kursauslagen liegt beim Kursteilnehmenden. Er 

leitet die Belege dem Personalverantwortlichen zum Visum und zur Kostenübernahme wei-
ter. 

 
 
 

C Weiter- und Zusatzausbildung 
 
 
Art. 10 Definition 
 
 Weiter- und Zusatzausbildungen im Sinne dieses Reglements sind Ausbildungen, deren Kos-

ten über CHF 1'500.00 pro Mitarbeitenden und Jahr liegen. 
 
 
Art. 11 Voraussetzung für Kostenübernahme- oder beteiligung 
 
 Die Übernahme oder Beteiligung des Arbeitgebers an Weiter- und Zusatzausbildungen ist 

möglich, wenn diese mit der gegenwärtigen oder zukünftigen Funktion zusammenhängt und 
der beruflichen oder persönlichen Weiterentwicklung des Mitarbeitenden dient. Dabei ist 
auch die Arbeitsmarktfähigkeit und die Berufsorientierung des Mitarbeitenden (Employabi-
lity) in die Überlegungen einzubeziehen. 

 
 Die Höhe der Beteiligung richtet sich nach dem Verhältnis der dienstlichen und privaten In-

teressen an der Aus- und Weiterbildung und ist in Interessengrade aufgeteilt: 
 
 
Art. 12 Gesuchstellung und Entscheid 
 
 Gesuche für Weiter- und Zusatzausbildungen sind vom Mitarbeitenden frühzeitig (wegen der 

Budgetierung wenn immer möglich bis Ende Juni des Vorjahres) mit dem Formular "Antrag 
für einen Kurs oder eine Weiterbildung" dem Personalverantwortlichen zu unterbreiten. 
Über die Kostenbeteiligung bei Weiter- und Zusatzausbildungen entscheidet die Sozialbe-
hörde. 
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Wird eine Zusatzausbildung absolviert, kann im gleichen Jahr grundsätzlich keine Weiterbil-
dung gemacht werden. Über Ausnahmen entscheidet die Sozialbehörde. 

 
 
Art. 13 Interessengrade 

 
Interessegrad 1: 
Arbeitsplatzbezogen: Für die Funktion absolut notwendige Aus-, Weiter- und Zusatzausbil-
dung (z.B. interne Weiterbildungen). Dazu gehören auch vom Arbeitgeber explizit angeord-
nete Weiterbildungen.  
 
Interessegrad 2: 
Arbeitsplatzbezogene, laufbahnorientierte Aus- und Weiterbildung zur Vertiefung von Fach-
wissen und Kompetenzen, die für die Ausübung der aktuellen oder künftigen Funktion dien-
lich sein kann und daher arbeitgeberseitig erwünscht ist. Die Arbeitsmarktfähigkeit wird 
nachhaltig verbessert und es entsteht ein mittelbarer Nutzen für den Arbeitgeber. Beispiele: 
Ergänzungsstudium bzw. Fachergänzung.  
 
Interessegrad 3: 
Aus- und Weiterbildung, die zur Ausübung der aktuellen und soweit absehbar auch der künf-
tigen Funktion grundsätzlich nicht erforderlich ist, sich aber positiv auf die arbeitsplatzbezo-
gene Grundsituation auswirkt.  
 
Interessegrad 4: 
Kein ersichtlicher Nutzen bzw. kein Bezug zum Aufgabenbereich. 

 
 
Art. 14 Aufteilung von Kosten und Arbeitszeit 
 

Interessegrad Beteiligung Arbeitgeber Beteiligung Mitarbeiter 
 Sollarbeitszeit Kurskosten Sollarbeitszeit Kurskosten 

1 100% 100% 0% 0% 
2 50 – 75% 50 – 75% 25 – 50% 25 – 50% 
3 25% 25% 75% 75% 
4 0% 0% 100% 100% 

 
 
Art. 15 Kosten 
 
 Als Weiterbildungskosten im Sinne dieses Reglements gelten die effektiven Schulungskosten, 

zuzüglich Kursmaterial und Prüfungsgebühren. 
 
 
Art. 16 Reise- und Verpflegungskosten 
 
 Als Reisekosten können die Kosten öffentlicher Verkehrsmittel 2. Klasse verrechnet werden. 

Für die Benützung eines Autos, Motorrades oder Fahrrades gelten § 68 VVO (Vollzugsverord-
nung zum Personalgesetz des Kantons Zürich). Ist die Verpflegung nicht im Kursgeld enthal-
ten, besteht gemäss § 69 VVO kein Anspruch auf zusätzliche Entschädigung. 
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Art. 17 Rückforderungsvorbehalt 
 

Der Vorbehalt darf längstens für die Dauer von vier Jahren ab Ende der Aus- oder Weiterbil-
dung festgelegt werden (§ 94 Abs. 3 VVO). Unter dem Ende der Aus- oder Weiterbildung wird 
der Zeitpunkt des effektiven Ausbildungsabschlusses verstanden. Wird eine Ausbildung mit 
einem Diplom abgeschlossen, ist der Zeitpunkt der Diplomerteilung massgebend. Endet eine 
Ausbildung ohne Diplom, kann grundsätzlich auf die Schlussprüfung bzw. den letzten Ausbil-
dungs- oder Kurstag abgestellt werden.  
 
Bei der Festlegung der Dauer des Rückforderungsvorbehalts sind die persönliche und die be-
triebliche Situation angemessen zu berücksichtigen. Als Richtwert gilt, dass der Rückforde-
rungsvorbehalt gleich lange dauert, wie die absolvierte Aus- oder Weiterbildung. Abweichun-
gen sind im Einzelfall möglich. So kann etwa bei sehr kostspieligen Studien auch ein längerer 
Rückforderungsvorbehalt angebracht werden. 
 
Die Abstufung der Rückerstattungshöhe erfolgt ebenfalls anhand der konkreten Umstände. 
Ausgehend von der Grundform der Abstufung in 25% Schritten. Beispiel bei einem Vorbehalt 
von vier Jahren: 
 
- 1. Jahr Rückerstattung von 100% 
- 2. Jahr Rückerstattung von 75% 
- 3. Jahr Rückerstattung von 50% 
- 4. Jahr Rückerstattung von 25% 
 
Der Rückzahlungsbetrag reduziert sich dabei pro Monat anteilsmässig. 
 
Die Rückerstattungspflicht für die gesamten Kosten (Kurskosten und beanspruchte Arbeits-
zeit) ist nur während des ersten Jahres möglich (§94 Abs. 4 VVO). 

 
 
Art. 18 Abrechnung 

 
Der Mitarbeitende reicht dem Personalverantwortlichen die Ausbildungsbestätigung zusam-
men mit einer Kopie der bereits bezahlten Kursrechnung ein. Die entsprechende Kostenbe-
teiligung wird auf das Konto des Mitarbeitenden zurückerstattet. 
 
Werden die Kurskosten zu 100% übernommen, muss der Mitarbeitende keine Vorauszahlung 
leisten. Er kann dem Personalverantwortlichen den erhaltenen Einzahlungsschein direkt ein-
reichen. 

 
 

D Schlussbestimmungen 
 
 
Art. 19 Inkraftsetzung 
 

Dieses Reglement wurde am 13. Juni 2019 von der Sozialbehörde Unteramt genehmigt. Es 
tritt per 1. Juli 2019 in Kraft. 

 


